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	< Editorial 

Frank Gehlen, 
Bundesvorsitzender

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

das nächste Grußwort und immer noch Pandemie. Inzwi-
schen nimmt der Druck auf die Bundesregierung und die 
Landesregierungen weiter zu, Maßnahmen zu treffen, die 
den Ausstieg aus dem langanhaltenden Lockdown ermögli-
chen. Alle wollen das – keiner weiß, ob es richtig ist und wie-
viel man zulassen soll, aber die Verantwortlichen sind am 
Zuge und für den Fall, dass sich herausstellt, dass dies die fal-
sche Strategie ist, auch daran schuld. Wer von uns würde im 
Augenblick die Verantwortung tragen wollen?

Im Jahr der Bundestagswahl und vieler Landtagswahlen dür-
fen wir gespannt sein, wie viele richtige Lösungen uns die um 
Stimmen und Mandate kämpfenden Parteien noch offerieren 
werden. Gewinnen die eher aggressiv fordernden oder eher 
die moderaten Parteien an Stimmen hinzu, es wird spannend.

Ich hoffe jedenfalls, dass Sie mindestens in dem bis zum Impf-
angebot verbleibenden Zeitraum gesund bleiben und dass wir 
in diesem wichtigen Feld der Gesundheitspolitik möglichst 
wenig Fehlentscheidungen wie auch Verstöße gegen gesell-
schaftlich akzeptierte Regelwerke zu ertragen haben.

In Wahljahren poltern Politikerinnen und Politiker schon mal 
mit medial wirksamen und sprachgewaltigen Botschaften. 
So verwundert es nicht, dass der Fraktionsvorsitzende der 
Unionsfraktion im Deutschen Bundestag sogar eine Revolu-
tion fordert. Gleichwohl benennt er fünf Felder, in denen er 
eine Modernisierung fordert: 

Verwaltung, Digitalisierung, Bund-Länder-Kooperation, Bil-
dungssystem und Katastrophenschutz. Der Reformprozess 

müsse nach der Bundestagswahl in diesem Jahr ein maßgebli-
cher Bestandteil der Koalitionsverhandlungen werden, so 
Brinkhaus.

Damit steht fest, dass wir uns auf die Diskussion über Ver-
änderung, Erneuerung beziehungsweise Verbesserung der 
Dienstleistungen im öffentlichen Dienst und damit auch 
der Bundesverwaltung einstellen müssen. Der vbob steht 
als kompetente Gewerkschaft für die Bundesverwaltung 
gerne der Politik beratend zur Verfügung. Fragen, die zu ei-
ner solchen „Revolution“ gehören sind beispielsweise die 
Beteiligung der Beschäftigten im Zusammenhang mit Ver-
änderungen zu den genannten Themenfeldern. Die von der 
Bundesregierung in das parlamentarische Verfahren einge-
brachte „kleine Novelle“ des Bundespersonalvertretungs-
gesetzes ist leider nicht Revolution, sondern allenfalls ein 
Anfang.

Angefangen hat mit der Einführung des Frauenwahlrechts vor 
über 100 Jahren auch der lange Weg der Gleichberechtigung 
von Frauen in Deutschland. Ein nicht nur generelles und wei-
ter aktuelles Thema für die Gewerkschaft Bundesbeschäftig-
te, sondern konkreter Auftrag und Verpflichtung. 

Unsere Bundesfrauenvertreterin Anna Diegeler-Mai ordnet im 
Leitartikel dieser Ausgabe aktuelle gewerkschaftspolitische 
Gleichstellungsfragen ein und erläutert ihre Aufgaben inner-
halb des vbob.

Einen Wunsch, der an uns herangetragen wurde, erfüllen 
wir ebenfalls mit dieser Ausgabe. Sie finden auf den folgen-
den Seiten eine Kurzdarstellung der neu in den Bundesvor-
stand gewählten stellvertretenden Bundesvorsitzenden 
Claudia Goeke sowie unseres stellvertretenden Bundesvor-
sitzenden Hans-Georg Schiffer. 

Noch ein Wort in eigener Sache: Die Veranstaltungsreihe an-
lässlich des 70-jährigen Bestehens hat am 23. Februar 2021 
erfolgreich begonnen. Zum Thema „Gewerkschaft, warum 
eigentlich“ haben sich über 60 teilnehmende Mitglieder in-
tensiv ausgetauscht. Am 30. März 2021 startet die nächste 
Diskussionsrunde zur Frage der „Attraktivität der Bundesver-
waltung“. Melden Sie sich rechtzeitig unter jubiläum@vbob.
de mit Ihrer E-Mail-Adresse für die Veranstaltung an, die zu-
ständigen Vorstandsmitglieder freuen sich auf die Diskussi-
on mit Ihnen!

Mit besten Grüßen

Ihr
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Frauen im vbob

Die Forderung  
nach Gleich-
stellung bleibt
Vom Verband für die Bundesbeamten 
zur Gewerkschaft Bundesbeschäftigte 
war es ein langer Weg, nicht so ein 
langer Weg wie der vom erkämpften 
Frauenwahlrecht bis zur vollkomme-
nen Gleichstellung der Frauen in allen 
Lebensbereichen unserer Gesellschaft, 
der immer noch nicht zu Ende ist. Denn 
die Forderung nach Gleichstellung bleibt 
trotz des Erreichten auch heute. Zu viele 
Gesetze, Verordnungen, Richtlinien und Vorge-
hensweisen auch in unseren Verwaltungen wir-
ken sich benachteiligend vor allem auf Frauen, 
aber auch auf Familien aus. Manche als Fort-
schritt deklarierte und empfundene „Errungen-
schaft“ wie Teilzeitmöglichkeiten, Homeoffice 
und Gleichstellungspläne bergen sogar Fehlent-
wicklungen in sich, die immer wieder benannt 
und ihre Abänderung angemahnt werden muss. 
Dabei geht es nicht um kleinteiliges Einfordern 
von gegenderten Begrifflichkeiten, obwohl das 
auch manchmal wichtig ist. Es geht um konkrete 
Unterstützungsmaßnahmen, die den Frauen, aber 
auch ihren Familien zugutekommen. Das vor al-
lem ist die Aufgabe der Gewerkschaften mit ihren 
Frauenvertretungen und so geschieht es auch bei 
uns im vbob und im dbb. 

Ein gutes Beispiel ist die in-
zwischen geregelte Übernah-
me der Kinderbetreuungskos-
ten durch den Arbeitgeber 
oder Dienstherrn, wenn eine 
Kollegin Dienstreisen unter-
nehmen muss. Bei solchen 
und ähnlichen Anliegen hat 
sich der vbob schon immer 
als guter Türöffner und Ver-
mittler zu den regelnden Stel-
len erwiesen. Der Forderung 
der Gleichstellungsbeauf-
tragten der Behörden konnte 

dadurch Nachdruck verliehen 
werden. Insgesamt ist es eine 
auf lange Frist angelegte Ar-
beit, bei der sich nur kleine, 
häufig wenig spektakuläre, 
aber wirksame Erfolge erzie-
len lassen. 

	< Meine Arbeit als Bundes-
frauenvertreterin 

Seitdem ich vbob Bundes-
frauenvertreterin bin, haben 
sich die Anliegen und Forde-
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rungen, um die wir uns als 
Frauen im vbob und im dbb 
kümmern, nicht wesentlich 
verändert. Nach wie vor 
müssen wir unsere seit Jah-
ren formulierten Positionen 
zur Verbesserung der Situati-
on der Frauen auch im öf-
fentlichen Dienst immer 
wieder neu artikulieren, zur 
Geltung bringen und den ak-
tuellen Gegebenheiten an-
passen. Dies tue ich in Form 

von  
Anträ-

gen zum 
Bundesvertre-

tertag und im 
Verbund mit der dbb 

bundesfrauenvertre-
tung, die wichtige frauenpo-
litische Forderungen gebün-
delt und konzentriert im dbb 
vorbringt und sie von dort in 
die Politik weiterträgt. Kurz 
nach der Bundestagswahl 
2017 als festzustellen war, 
dass im neuen Bundestag 
gerade einmal 30,7 Prozent 
weibliche Abgeordnete ver-
treten sind – das ist der nied-
rigste Frauenanteil im deut-
schen Parlament seit 1994 
(26,2 Prozent) – fühlten sich 
Sozialpartner und Frauenver-
bände, aber auch wir im dbb 
und vbob zum Beispiel be-
sonders verpflichtet, uns für 
die Rechte der Frauen stark 
zu machen. „Es gibt viel zu 
tun: Gender-Pay und Gender-
Pension-Gap sind real – in 
der freien Wirtschaft ebenso 
wie im öffentlichen Dienst. 
Frauen bleiben in den Füh-
rungsetagen weiterhin un-
terrepräsentiert. Die Arbeits-
leistung von Teilzeitkräften 
wird noch immer als ,zweit-
rangig‘ eingestuft. Wir müs-
sen jetzt an einem Strang 

ziehen. Wir werden an die-
sen Themen energisch dran-
bleiben und uns in die De-
batten einmischen“, sagte 
Helene Wildfeuer, damalige 
Vorsitzende der dbb bundes-
frauenvertretung kurz nach 
der Bundestagswahl. Milanie 
Kreutz, die seit letztem Jahr 
neue Vorsitzende der dbb 
bundesfrauenvertretung ist, 
sieht sich und alle Frauenver-
tretungen mit neuen Her-
ausforderungen konfron-
tiert. „Die Corona-Krise hat 
gezeigt, dass auch der öf-
fentliche Dienst flexible Ar-
beitsmodelle wie mobiles 
Arbeiten in vielen Bereichen 
anbieten kann. Jetzt ist die 
Zeit, um unsere Verwaltun-
gen fit für die Zukunft zu 
machen und gendergerecht 
aufzustellen. Die Beschäftig-
ten haben vorgelebt, dass es 
geht. Jetzt sind Politik und 
Dienstherren in der Pflicht“, 

forderte Kreutz. Vor allem 
unterstützt sie die Forderun-
gen nach besseren Rahmen-
bedingungen für mobile und 
flexible Arbeitszeitgestal-
tung, die maßgeblich zur 
Gleichstellung in der Arbeits-
welt beitragen. 

Die Erkenntnisse der Sachver-
ständigenkommission zum 
Dritten Gleichstellungsbe-
richt der Bundesregierung 
seien hierfür wegweisend. 
Das seit Kurzem vorliegende 
Gutachten verdeutliche, dass 
Frauen eine aktivere Rolle in 
der digitalisierten Gesell-
schaft einnehmen müssten. 
Die dafür notwendigen Maß-
nahmen lege das Sachver-
ständigengutachten dar. Die 
Bundesregierung solle diese 
sehr ernst nehmen. In diesen 
Kontext passen die beim 
vbob diskutierten Themen 
zur Digitalisierung der Ar-

	< Frauen im vbob

Anträge des vbob zum 12. dbb bundesfrauen-
kongress am 13. April 2021
	> Die dbb bundesfrauenvertretung möge sich dafür einsetzen, dass 
zur Stärkung des Ehrenamtes und zur Unterstützung anerkannter 
öffentlicher Belange in den Sonderurlaubsverordnungen des Bun-
des und der Länder der Umfang der möglichen Sonderurlaubs-
zeiträume von 5 auf 10 Tage erhöht wird. Zusätzlich sollte auch 
die Möglichkeit der Inanspruchnahme halber Sonderurlaubstage 
aufgenommen werden, um auch Teilzeitbeschäftigungen ange-
messener Rechnung tragen zu können.

	> § 50 Bundeslaufbahnverordnung (BLV) soll in Abs. 1 Satz 1 nach 
dem Wort „… einheitlichen …“ergänzt werden um das Wort „dis-
kriminierungsfreien“ Beurteilungsmaßstab. 

	> § 50 Satz 2 BLV soll ebenfalls um das Wort „diskriminierungsfrei“ 
ergänzt werden, damit die Leistungs- und Befähigungsmerkmale 
in den Beurteilungsrichtlinien der obersten Dienstbehörden vor 
allem für Teilzeitbeschäftigte mit familiären Aufgaben zum Bei-
spiel bei den Kriterien wie „Verhalten unter Zeitdruck“ oder „Leis-
tungsbereitschaft und Belastbarkeit“ zu ihren Ungunsten ausge-
legt werden können.

	> In allen Beurteilungsrichtlinien der obersten Dienstbehörden sol-
len für die Beurteilenden verpflichtende Fortbildungen zu diskri-
minierungsfreien Beurteilungen vorgeschrieben werden. 

	> Der nach einem Beurteilungsdurchgang zu erstellende Noten-
spiegel soll zugunsten der in § 50 Abs. 4 Satz 2 BLV genannten 
Teilzeitbeschäftigten zusätzlich nach den unterschiedlichen For-
men ihrer Teilzeitbeschäftigung differenziert werden.

	> Die dbb bundesfrauenvertretung möge sich dafür einsetzen, dass 
auf politischer Ebene aktiv für einen schnelleren Breitbandaus-
bau und eine flächendeckende Beseitigung der vor allem noch im 
ländlichen Raum vorhandenen Funklöcher gesorgt wird.
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beitswelt und die notwendi-
gen Veränderungen der Rah-
menbedingungen sehr gut 
und ich kann in Form von An-
trägen des vbob zum Beispiel 
in der Hauptversammlung 
der dbb bundesfrauenvertre-
tung und beim im kommen-
den April stattfindenden  
12. dbb bundesfrauenkon-
gress Vorschläge einbringen, 
wie sie auch im vbob Bundes-
hauptvorstand gemacht wer-
den. Mit Vorschlägen zur Än-
derung von dienstrechtlichen 
Vorschriften im Beurteilungs-
wesen können unsere Erfah-
rungen aus der Bundesver-
waltung die Arbeit der dbb 
bundesfrauenvertretung un-
terstützen (s. Kasten). Ge-
meinsames, gezieltes Vorge-
hen im Verbund ist für mich 
die richtige Methode, um 
auch langfristige Gleichstel-
lungsziele zu erreichen.

	< 8. März - Internationaler  
Weltfrauentag

Der internationale Weltfrau-
entag am 8. März, in Berlin  
sogar gesetzlicher Feiertag, 
bietet neben unserer regelmä-
ßigen Arbeit jedes Mal die 
gute Möglichkeit, das Gleich-
stellungsanliegen der Frauen 
hier in Deutschland und in der 
ganzen Welt wie in einer Mo-
mentaufnahme in den Blick zu 
nehmen und auf einer Meta-
ebene auf allgemeine Proble-
me aufmerksam zu machen. 

Seit 1921 wird der Weltfrau-
entag jährlich am 8. März ge-
feiert und hat damit sein  
festes Datum. Seit 1911 wird 
an diesem Tag die Gleichstel-
lung von Frauen und Män-
nern forciert. An einem Tag 
im März gingen Frauen in 
Deutschland, Österreich, Dä-
nemark und der Schweiz mit 
einer roten Nelke im Revers 
auf die Straße und forderten 
ihre Rechte ein – im Fokus 
damals das Frauenwahlrecht 
und die Teilhabe an politi-
scher Macht. Heute wird der 
Tag vor allem von der Politik, 
den Gewerkschaften und 

Frauenverbänden regelmä-
ßig unter ein besonderes 
Thema gestellt, um auf Be-
nachteiligungen von Frauen 
aufmerksam zu machen. In 
der Debatte des Deutschen 
Bundestages zum Internatio-
nalen Weltfrauentag im ver-
gangenen Jahr wurden von 
den Politikerinnen zum Bei-
spiel folgende Forderungen 
laut:

	> Gewalt an Frauen stoppen
	> Frauen besser entlohnen
	> klare Regeln für gute Arbeit 
von Frauen

	> solidarische Mindestrente 
einführen

	> bestehenden Machtverhält-
nisse verändern, die Frauen 
benachteiligen, auch wenn 
sie formal die gleichen 
Rechte haben wie Männer

	> gleiche Gestaltungsrechte 
für Frauen und Männer: 
eine partnerschaftliche 
Aufteilung von Erwerbs- 
und Sorgearbeit zwischen 
den Geschlechtern

	> die Hälfte des Parlaments 
mit Frauen besetzen

	> sexuelle Selbstbestimmung: 
Paragraf 219a steht weiter 
auf der Agenda

Die Tradition der Wertschät-
zung der Arbeit der Frauen in 

Betrieben und Familien mit 
Blumen und Geschenken von 
ihren Partnern und Chefs 
verbunden mit einem freien 
Tag, wie in der ehemaligen 
DDR und heute zum Beispiel 
noch in Russland gepflegt, 
wird im heutigen Deutsch-
land nicht fortgeführt. Für 
dieses Jahr ist noch kein be-
sonderes Motto festgelegt 
worden, aber im internatio-
nalen Rahmen wird schon 
intensiv diskutiert. UN-Gene-
ralsekretär António Guterres 
äußert sich so dazu: „Die För-
derung der Gleichstellung 
der Geschlechter in den Be-
reichen Wissenschaft und 
Technologie ist für den Auf-
bau einer besseren Zukunft 
von entscheidender Bedeu-
tung. Wir haben dies noch 
einmal im Kampf gegen  
COVID-19 gesehen. Frauen, 
die 70 Prozent aller Beschäf-
tigten im Gesundheitswesen 
ausmachen, waren bisher am 
stärksten von der Pandemie 
betroffen und mit an der 
Spitze bei der Bekämpfung 
des Virus. Die Ungleichheiten 
zwischen den Geschlechtern 
haben im vergangenen Jahr 
dramatisch zugenommen, da 
Frauen die meisten Aufgaben 
übernehmen, die durch 
Schulschließungen entste-
hen, und von zu Hause aus  
arbeiten. Viele Wissenschaft-
lerinnen stehen vor der Tat-
sache, dass Labore geschlos-
sen sind und sie sich mehr 
um ihre Familie kümmern 
müssen, sodass weniger  
Zeit für kritische Forschung 
bleibt. Für Frauen in wissen
schaftlichen Bereichen haben 
diese Herausforderungen 
eine bereits schwierige Situa-
tion verschärft.“

Statements von Gewerkschaf-
ten in Deutschland sind eben-
falls schon formuliert und Her-
ausforderungen zu folgenden 
Punkten gesehen:

	> 100 Jahre nach Einführung 
des Frauenwahlrechts ist das 
deutsche Parlament so 
männlich wie seit zwanzig 
Jahren nicht mehr. Nur ein 

	< Anita Schröder

Grüße aus dem Homeoffice

Mein Name ist Anita Schröder. 
Seit ca. 15 Jahren unterstütze ich 
unsere Bundesfrauenvertreterin 
Anna Diegeler-Mai bei ihrer 
Arbeit und nehme 
auch Termine für 
sie war. Als Tarif-
beschäftigte 
beim Bundes-
verwaltungs-
amt ergänze ich 
die Frauenarbeit 
für diesen Bereich.

Für mich ist es wich-
tig, dass auch die Frauen 
aus dem Tarifbereich zu Wort 
kommen. Das sehe ich als  
meine Aufgabe an.

Ich komme aus Mecklenburg-
Vorpommern, Frau Diegeler-Mai 

kommt aus Nordrhein-Westfa-
len. 

Liebe Mitstreiterinnen, ihr seht, 
wir sind bundesweit auf-

gestellt. Das ist für 
mich wichtig, dass 

auch der Norden 
gehört wird.

Derzeit sind 
leider viele Ak-
tivitäten durch 

Corona auf Eis 
gelegt.

Frauen haben jetzt 
andere Sorgen – Homeoffice, 

Homeschooling und Klein- 
kinderbetreuung zu Hause.

Wichtig ist aber, dass wir dran 
bleiben und nicht vergessen, 
wofür wir kämpfen.

	< Christiane Dörnen

Christiane Dörnen, Gleichstellungsbeauftragte im Bundesamt  
für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe:

„Gleichstellungsbeauftragte 
sind Einzelkämpferinnen. 
Umso wichtiger war 
es für mich in mei-
ner 12-jährigen 
Tätigkeit als 
Gleichstellungs-
beauftragte zu 
wissen, dass der 
vbob auch 
gleichstellungsre-
levante Positionen 
gewerkschaftlich ver-
tritt, die die Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie und die 

Gleichstellung von Frauen und 
Männern fördern. Der 

vbob trägt dazu bei, 
dass die rechtli-

chen Rahmenbe-
dingungen im 
Laufe der Zeit 
den genderge-
rechten Erfor-

dernissen an
gepasst werden 

und unterstützt 
somit die Aufgaben-

wahrnehmung der Gleichstel-
lungsbeauftragten.“
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Drittel der Abgeordneten 
sind Frauen.

	> Rechtspopulismus will mit 
seinem rückständigen Frau-
enbild und seinen Familien-
vorstellungen von gestern 
Frauen wieder in enge 
Schranken weisen.

	> Frauendominierte Berufe 
werden immer noch  
schlechter bezahlt.

	> Frauen stehen vor ungelös-
ten Arbeitszeitproblemen.

	> Frauen haben geringere  
Karrierechancen. 

	> Frauen haben eine kleinere 
Rente als Männer.

Besondere, eigenständige 
Forderungen zum internatio-
nalen Weltfrauentag, die an 
die Beschäftigtenwelt der 

Bundesverwaltung anknüp-
fen hat der vbob nicht for-
muliert, wenngleich die  
allgemeinen Forderungen 
durchweg zu unterstützen 
sind. 

Als Bundesfrauenvertreterin 
des vbob setze ich mehr auf 
kontinuierliche Netzwerkar-
beit zusammen mit den 
Frauen in den Fachgruppen 
und gemeinsam mit der dbb 
bundesfrauenvertretung, 

die sich durch die qualitäts-
volle, meist sogar wissen-
schaftliche Aufarbeitung 
von konkreten, den öffentli-
chen Dienst betreffenden 
Themen auszeichnet. Sehr 
erkenntnisreich sind in die-
sem Zusammenhang die gut 
organisierten Frauenpoliti-
schen Fachtagungen der dbb 
bundesfrauenvertretung, 
die hoffentlich bald wieder 
in Präsenz stattfinden kön-
nen. Unter den Titeln „#Ge-
schlechtergerechtigkeit:  
„Da geht noch mehr!“, 
„Frauen 4.0: Ab durch die 
gläserne Decke!“, „Diskrimi-
nierungsfreies Fortkommen 
im öffentlichen Dienst“ oder 
„Digitalisierte Welt: Frauen 
4.0 – rund um die Uhr ver-

netzt? – Chancen erkennen, 
Risiken benennen!“ wurden 
schon zum 15. Mal konkrete 
Themen mit wissenschaft-
lich unterlegten Impulsvor-
trägen aufbereitet und in 
Diskussionsrunden mit Ver-
treterinnen und Vertretern 
aus Politik, Wissenschaft, 
Wirtschaft und Gewerk-
schaft von allen Seiten be-
leuchtet und daraus abzu
leitende Forderungen 
erarbeitet.

	< Diversity als Chance – 
die Charta der Vielfalt 
für Diversity in der Ar-
beitswelt

Sehr unterstützt werden 
kann meine Arbeit dadurch, 
dass der vbob der Charta der 
Vielfalt beigetreten ist. Je 
mehr der Gedankenansatz 
der Diversität der Mitarbei-
tenden mit ihren unter-
schiedlichen Fähigkeiten und 
Talenten in der täglichen Ar-
beit auch in der Bundesver-
waltung umgesetzt wird und 
seine Vorteile gesehen wer-
den, desto mehr kann auch 
die isolierte Frage nach 
Gleichstellung von Männern 
und Frauen in den Hinter-
grund treten. Führungsebe-
nen der Bundesverwaltung, 
die den Vorteil vielfältig zu-
sammengesetzter Teams – 
Männer, Frauen, Jung und Alt, 
mit und ohne Migrationshin-
tergrund und so weiter – zur 
Aufgabenerledigung erken-
nen und diese gezielt steuern, 
werden nicht nur ausgewoge-
nere und qualifiziertere Ar-
beitsergebnisse hervorbrin-
gen, sondern auch fast 
automatisch für mehr Gleich-
stellung sorgen. Daher sollten 
die Ziele der Charta der Viel-
falt immer mehr Einzug in die 
Arbeit des vbob finden. Auch 
dafür ist es weiterhin sehr 
wichtig, den Frauen im vbob 
eine Stimme zu geben. Je viel-
fältiger die Basis der Entschei-

dungsfindungen der vbob 
Gremien ist, desto besser 
können sie von allen Mitglie-
dern, also vor allem auch von 
den Frauen im vbob mitgetra-
gen werden. Die Funktion der 
vbob Bundesfrauenvertrete-
rin als Repräsentantin von 
bislang etwa einem Drittel 
der vbob Mitglieder ist dafür 
auch in der Zukunft ein un-
verzichtbarer Baustein. 

In anderen Mitgliedsge-
werkschaften und Verbän-
den des dbb entscheiden 
vor allem wegen der jeweili-
gen regionalen Verankerung 
und aus historischen Grün-
den vielköpfige Gremien 
über die Ausrichtung der 
Frauenpolitik. Sie können 
nur in kleinen Schritten in 
die nächsthöheren Gremien 
und dann in die Gremien 
des dbb transportiert wer-
den. Wir im vbob leben die 
direkte Verbindung von der 
Basis, den Fachgruppen, 
über den Bundesvorstand 
zum Bundeshauptvorstand. 
Die im Bundesvorstand ver-
tretene Bundesfrauenver-
treterin hat also die Chance, 
unmittelbar auf die Arbeit 
des Bundesvorstands mit 
Blick auf spezielle Frauenan-
liegen Einfluss zu nehmen. 
Diesen Vorteil gilt es uns zu 
bewahren. Denn für uns alle 
gilt auch in der Zukunft: 
Nähe ist unsere Stärke.  
� adm

	< Claudia Goeke 

Was bedeutet der vbob für Sie als aktives Mitglied und wie kann er 
das Thema Gleichstellung noch mehr in den Blick bringen?

Es geht darum, ein persönliches 
Beispiel zu geben für ein Enga-
gement von Frauen, gerade 
auch in Strukturfragen 
der Personalentwick-
lung. Ich möchte 
das an meiner 
Rolle erläutern:

Zum einen bin 
ich die erste 
Fachgruppenvor-
sitzende des vbob 
im Bundesumweltmi-
nisterium, zum anderen 
auch die erste Frau als Personal-
ratsvorsitzende in unserem 
Haus. Durch diese Schlüssel-
funktionen und einem ausge-
prägten Kontakt zur Gleichstel-
lungsbeauftragten ist es mir 

möglich, hier wichtige Akzente 
zu setzen. Auch in meiner neuen 
Rolle als stellvertretende Bun-

desvorsitzende des vbob 
ist es mir ein großes 

Anliegen, Frauen 
zu überzeugen, 
dass es toll ist, 
sich für ihre 
Interessen ein-
zusetzen. Auch 

wenn in den ver-
gangenen Jahren 

schon manches für 
die Gleichstellung er-

reicht wurde, gibt es gerade 
auch in Führungspositionen 
weiterhin Nachholbedarf. Dies 
immer wieder herauszustellen, 
ist für mich eine wichtige Auf
gabe.

©
 C

la
ud

ia
 G

oe
ke

	< Anna Diegeler-Mai
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Claudia Goeke,  
stellvertretende Bundesvorsitzende
Hallo liebe vbob Familie, 

mein Name ist Claudia 
Goeke. Ich bin 53 Jahre alt, 
verheiratet und habe eine 
Tochter.

Seit 1987 bin ich als Tarifbe-
schäftigte im Bundesum-
weltministerium tätig,  
habe dort in Bonn ange
fangen und lebe seit 2002 
in Berlin. 

In zweiter Amtsperiode bin ich 
jetzt Personalratsvorsitzende 
im BMU, vbob Fachgruppen-
vorsitzende und bereits seit 
1998 Mitglied des vbob. Im 
letzten Jahr bin ich stellvertre-
tende Bundesvorsitzende des 
vbob geworden.

Mir liegen die aktuellen Her-
ausforderungen eines moder-

nen öffentlichen Dienstes am 
Herzen. Das sind für mich die 
Chancen und Risiken der Digi-
talisierung, die Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie und die 
psychischen Belastungen am 
Arbeitsplatz. Auf diese Fragen 
muss eine Gewerkschaft über-
zeugende Antworten geben 
können. Dazu möchte ich mit 
Ihnen gemeinsam konkrete 
Vorschläge erarbeiten und zum 
nächsten Bundesvertretertag 
vorlegen. 

In meiner Personalratsarbeit 
im BMU ist es mir mit diesen 
Themen gelungen, den vbob 
als glaubwürdige, leistungs-
starke Organisation zu präsen-
tieren und in einem kritischen 
Umfeld zur stärksten Kraft zu 
entwickeln.� cg

Hans-Georg Schiffer,  
stellvertretender Bundesvorsitzender
Liebe Kolleginnen und Kollegen,

am 13. November 2020 bin ich 
im Rahmen der Bundeshaupt-
vorstandssitzung im Wege der 
notwendig gewordenen Nach-
wahlen zum stellvertretenden 
Bundesvorsitzenden gewählt 
worden.

An dieser Stelle möchte ich 
mich für die Wahl und das Ver-
trauen, das mir damit entge-
gengebracht wurde, bedanken 
und auch kurz vorstellen.

Ich bin 52 Jahre und lebe mit 
meiner Ehefrau jetzt wieder in 
meinem Geburtsort in Gref-
rath (Kreis Viersen) am linken 
Niederrhein. Unsere vier Kin-
der sind alle erwachsen und 
führen mittlerweile ihren eige-
nen Haushalt.

Ich bin bereits über 30 Jahren 
im vbob organisiert und seit 
2013 Fachgruppenvorsitzen-
der der Fachgruppe im Bun-
desverwaltungsamt Köln. Ak-
tuell bin ich als Vorsitzender 
des Gesamtpersonalrats im 
Bundesverwaltungsamt (rund 
6 000 Beschäftigte an über 20 
Standorten) für diese Tätigkeit 
mit Dienstort Köln vollständig 
freigestellt. Vor meiner Tätig-
keit als GPR-Vorsitzender war 
ich in diversen Arbeitsberei-
chen der Personalreferate 
beim BVA und beim BAMF  
tätig. 

Meine langjährigen Erfahrun-
gen aus den Tätigkeiten der 
Personalreferate und als akti-
ver Personalrat bringe ich 

gerne in die kommenden Her-
ausforderungen im Bundes-
vorstand des vbob ein. 

Unsere Arbeitsplätze werden 
sich in der Zukunft entschei-
dend verändern und viel Fle-
xibilität von uns einfordern 
– aber eben auch große 
Chancen bieten. Diesen Pro-
zess möchte ich als stellv. 
Bundesvorsitzender aktiv 
unterstützen, um unter dem 
Aspekt „Nähe ist unsere 
Stärke“ insbesondere das 
Beamten- und Versorgungs-
recht, das Tarifrecht und das 
Personalvertretungsrecht 
positiv für uns weiter zu ent-
wickeln. 

Als verlässlicher Partner des 
Bundesvorsitzenden, als Teil 
von Bundesleitung und Bun-
desvorstand will ich unsere 

Forderungen weiter voran-
treiben und den vbob als fes-
ten Bestandteil mit eigenem 
Profil – als DIE Gewerkschaft 
der Bundesbeschäftigten – 
im dbb weiter positionieren.

Zudem ist es mir wichtig, für 
den vbob in der Außenwir-
kung – zum Beispiel auch auf 
Personalversammlungen – 
zur Verfügung zu stehen, um 
vor Ort unsere Personalräte 
zu stärken und mit Präsenz 
für den vbob zu werben. 

� hgs

Die neu gewählten Bundesvorstands
mitglieder stellen sich vor
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Klausur des Bundesvorstands per Videokonferenz
Zur ersten virtuellen Klausurtagung kam der Bun-
desvorstand am 1. Februar ganztägig vor den Bild-
schirmen zusammen. 

Bundesvorsitzender Frank  
Gehlen begrüßte pünktlich  
um 9 Uhr die vollzählig er-
schienenen Mitglieder des 
Bundesvorstandes und die 
drei Kolleginnen aus der 
Bundesgeschäftsstelle sowie 
dem Hauptstadtbüro.

In Vorbereitung auf die Klau-
surtagung hatte Frank Gehlen 
die Mitglieder des Bundesvor-
stands gebeten, ihr Bild vom 
vbob in Form eines Hauses zu 
beschreiben und den anderen 
Anwesenden vorzustellen. 
Die Frage, wie man sich selbst 
als Mitglied des Bundesvor-
stands in ein „vbob Haus“ ein-
bringen kann, ergänzte die 
Aufgabenstellung und brach-
te manche zielführende Er-
kenntnis zutage. Insgesamt 

ein gelungener Einstieg in die 
Klausur.

Die Fragestellung, wie die be-
vorstehenden gewerkschaft-
lichen Herausforderungen 
neben der bekannten klassi-
schen Aufgabenverteilung in 
neuer Form betreut werden 
können, spielte im Folgenden 
eine Rolle. Projektbezogene 
Aufgabenverteilungen in 
Teamlösungen spielen künf-
tig ebenso eine Rolle wie 
auch die bisher bekannte 
klassische Aufgabenvertei-
lung.

Im Hinblick auf das kom-
mende Jahr 2022, in dem  
der nächste Bundesvertre-
tertag des vbob stattfinden 
wird, diskutierte der Bundes-

vorstand über verschiedene 
terminliche, räumliche und 
inhaltliche Varianten des 
nächsten Vertretertages. Da-
bei sind den Mitgliedern des 
Bundesvorstands neben ei-
ner guten Erreichbarkeit  
und einer professionellen  
Tagungsumgebung auch die 
ausreichenden Möglichkei-
ten zur Diskussion und Ver-
netzung unter den Delegier-
ten ein wichtiges Anliegen. 
Am Ende der Debatte konn-
ten erste Vorstellungen ein-
vernehmlich festgehalten 
werden, die den beschriebe-
nen Ansprüchen genügen 
werden. Der Ablauf des Ver-
tretertages wurde ebenfalls 
andiskutiert, hierzu werden 
weitere Befassungen des 
Bundesvorstands im Laufe 
des Jahres für mehr Klarheit 
sorgen. Spätestens zur Sit-
zung des Bundeshauptvor-
stands im November sollen 
alle wesentlichen Fragen 

zum nächsten Bundesvertre-
tertag beantwortet sein und 
die Präsentation erfolgen.

Aus Anlass des 70. Geburtsta-
ges des vbob werden über das 
gesamte Jahr 2021 virtuelle 
Veranstaltungen für die Mit-
glieder des vbob angeboten. 
Wenn Sie sich informieren 
möchten, stehen Ihnen Ihr 
Fachgruppenvorstand, die 
Bundesgeschäftsstelle und 
das Hauptstadtbüro zur Ver-
fügung.

Zum Abschluss diskutierte 
der Bundesvorstand über die 
gewerkschaftliche Bildungs-
arbeit des vbob. Beschlossen 
wurde die Organisation eines 
Austausches der gewählten 
vbob Mitglieder in Personal-
vertretungen. Über die Orga-
nisation, den Termin und die 
Möglichkeit der Teilnahme 
werden Sie gesondert infor-
miert.� fg

Gespräch mit dbb Chef Silberbach
Zu einem ersten Austausch über die Ausrichtung 
gewerkschaftlicher Arbeit im Hinblick auf den öf-
fentlichen Dienst 2030 traf sich Frank Gehlen mit 
dbb Chef Ulrich Silberbach. 

Die Positionen des vbob im 
Hinblick auf die jetzt notwen-
digen Schritte zur Vermeidung 
des Fachkräftemangels im öf-
fentlichen Dienst (Prognosen 
für 2030 derzeit: 800 000 feh-
lende Fachkräfte) trug Frank 
Gehlen vor und warb im Inter-
esse der Beschäftigten der 
Bundesverwaltung für ein ge-
meinsames Vorgehen in der 
Sache, auch gegenüber den 
Verantwortlichen in Politik 
und Verwaltung. Ulrich Silber-
bach teilte die Analyse und 
sagte die Fortsetzung der Ge-
spräche mit dem vbob zu.

Ein weiterer Gesprächspunkt 
war die Information über die im 
Rahmen des 70. Geburtstages 
des vbob geplanten Webveran-
staltungen. Hier erklärte Ulrich 
Silberbach seine Bereitschaft zur 
Unterstützung des vbob, zum 
Beispiel durch die mögliche Nut-
zung vorhandener Technik des 
dbb für eine Veranstaltung. 

Frank Gehlen erläuterte ab-
schließend das durch den Bun-
desvorstand des vbob be-
schlossene Treffen der eigenen 
Mandatsträger in den Perso-
nalvertretungen der Bundes-

verwaltung. Dass dieses nach 
augenblicklicher Planung – 
nach Möglichkeit – in den Räu-
men der dbb akademie in Kö-

nigswinter stattfinden soll, 
begrüßte Ulrich Silberbach  
ausdrücklich. 
� fg

©
 v

bo
b

9

vb
ob

 G
ew

er
ks

ch
af

t B
un

de
sb

es
ch

äf
ti

gt
e

vbob Gewerkschaft Bundesbeschäftigte

> vbob Magazin  |  März 2021



Kommentierte Pressestimmen
Der Deutschlandfunk meldete am 26. Januar 
2021, dass das Bundesamt für Verfassungsschutz 
(BfV) aktuell prüft, ob die Bundes-AfD als mögli-
cher Verdachtsfall eingestuft wird. Das Verfahren 
droht zur Hängepartie zu werden, auch weil die 
AfD eine Klage beim Verwaltungsgericht Köln ein-
gereicht hat mit dem Ziel, die Entscheidung sowie 
die mögliche Bekanntgabe seitens des Verfas-
sungsschutzes zu verhindern.

Über die Hintergründe des 
Verfahrens: Bereits am 15. Ja-
nuar 2019 stufte das BfV die 
AfD als Gesamtpartei als soge-
nannten Prüffall ein. Seitdem 
untersuchen die Verfassungs-
schützer, ob und inwieweit bei 
der AfD Anhaltspunkte für ver-
fassungsfeindliche Bestrebun-
gen gegeben sind. Sollte sich 
dies bestätigen, könnte die 
AfD auf Bundesebene als Ver-
dachtsfall eingestuft werden. 
Das Prüfverfahren wurde sei-
nerzeit vom Bundesamt auf 
zwei Jahre veranschlagt. Eine 
Entscheidung sollte nach Me-
dienberichten Anfang dieses 
Jahres verkündet werden. Die 
Zeit drängt auch deshalb, weil 
am 14. März Landtagswahlen 
in Baden-Württemberg und 
Rheinland-Pfalz stattfinden. 
Das Verfahren droht sich nun 
allerdings zu verzögern, auch 
weil die AfD – wie zuvor be-

schrieben – eine Klage beim 
Verwaltungsgericht Köln ein-
gereicht hat. Das Bundesamt 
für Verfassungsschutz hat dar-
aufhin eine sogenannte Still-
halteerklärung abgegeben und 
wird sich vorerst öffentlich 
nicht weiter äußern. Es ist un-
klar, ob die Verfassungsschüt-
zer nun zunächst den Gerichts-

beschluss über die von der AfD 
eingereichten Eilanträge ab-
warten. Denkbar wäre es aber 
auch, dass das BfV im Verbor-
genen entscheidet, die gesam-
te AfD zum Verdachtsfall 
hochzustufen, darüber aber 
nicht öffentlich berichtet. 
Nach einem Bericht der Frank-
furter Allgemeinen Zeitung 
liegen zudem noch rund 1 000 
Seiten Material über die AfD 

zur Prüfung beim Bundesin
nenministerium. Auch dadurch 
könnte sich die Bekanntgabe 
einer Entscheidung auf unbe-
stimmte Zeit hinziehen. Das 
Bundesamt für Verfassungs-
schutz steht somit möglicher-
weise kurz davor, die AfD als 
Verdachtsfall einzustufen. 
Über die Gründe im Einzelnen 

ist jedoch bislang noch nichts 
bekannt. Klar ist aber: Es geht 
um die Entwicklung der AfD 
nach der Selbstauflösung des 
rechten, nationalkonservati-
ven Flügels. Der Verfassungs-
schutz hält die vom AfD-Bun-
desvorstand propagierte 
Auflösung des Flügels für vor-
geschoben. Es gibt deutliche 
Anzeichen dafür, dass die 
Strukturen der innerparteili-

chen Organisation und Netz-
werke unverändert fortbeste-
hen. Auch der Machtkampf 
zwischen den verschiedenen 
Lagern in der Partei ist weiter-
hin sichtbar, zuletzt beim ver-
gangenen Parteitag in Kalkar, 
bei dem das als rechtsextrem 
eingestufte Lager nach Ein-
schätzung der Beobachter  
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„Wir sind nicht nur ver­
antwortlich für das, was wir 
tun, sondern auch für das,  

was wir nicht tun.“
Molière, französischer Dramatiker und Schauspieler  

1622–1673
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vom Bundesverfassungsschutz 
fast die Hälfte der Delegierten 
hinter sich hatte. Der Einfluss 
des eigentlich aufgelösten völ-
kischen „Flügels“ sei in der AfD 
stärker geworden, wurde BfV-
Präsident Thomas Halden-
wang im Spiegel zitiert. Meh-
rere Medien berichteten schon 
vor der Entscheidung des Ver-
fassungsschutzes, dass die Ge-
samtpartei als Verdachtsfall 
eingestuft werde. Der bayri-
sche Verfassungsschutzchef 
Burkhard Köhler sprach gegen-
über der WELT sogar die mögli-
che Option an, dass die AfD 
gleich eine weitere Stufe hö-
her, als gesichert extremisti-
sche Organisation, eingestuft 
werden könnte. Auch diese  
Äußerung deutete auf einen 
künftig möglichen härteren 
Kurs auch gegenüber der Bun-
des-AfD hin. Eine Einstufung 
als Verdachtsfall hätte zu-
nächst keine Einschränkungen 
für die AfD-Delegierten und 
ihre politische Arbeit zur Folge. 
Allerdings könnten Parteimit-
glieder dann observiert und 
abgehört werden, um dem 
Verdacht verfassungsfeindli-
cher Tätigkeiten nachzugehen. 
Außerdem darf der Verfas-
sungsschutz V-Leute in ihren 
Reihen einsetzen. Nachrich-
tendienstlich kann erst ermit-
telt werden, wenn die AfD 
vom Verdachtsfall auf einen 

Beobachtungsfall hochgestuft 
wird, wie dies beim „Flügel“ 
der Fall war. Konkrete Auswir-
kungen dürfte die Einstufung 
als Verdachtsfall aber wohl für 
AfD-Mitglieder geben, die zu-
gleich Angehörige des öffentli-
chen Dienstes sind und einen 
Eid auf die Verfassung abge-
legt haben. Der Verfassungs-
schutz hat bereits angekün-
digt, dass etwa Mitglieder 
eines Beobachtungsobjektes 
wohl Probleme mit ihrer 
Dienststelle bekommen könn-
ten. Ob sie aus dem Dienst 
entlassen werden, müsste 
dann aber in jedem Einzelfall 
geprüft werden. 

Die Gewerkschaft der Polizei 
(GdP) hat bereits klargestellt, 
dass „der Polizeidienst und 
ein Engagement bei der AfD 
nicht zusammenpassen“. 
Auch der Vorsitzende des Be-
amtenbunds, Ulrich Silber-
bach, hält eine Beamtentätig-
keit und eine Mitgliedschaft 
in der AfD für unvereinbar, 
sollte der Verfassungsschutz 
bei der Bundespartei extre-
mistische Bestrebungen fest-
stellen. 

Anderes Thema: „Sind wir ei-
gentlich schon wieder im Lock-
down oder immer noch?“ „Sind 
die Grundschulen immer noch 
geschlossen? Wie ist die Rege-

lung im eigenen Bundesland?“ 
„Corona und kein Ende?“ Fra-
gen über Fragen und für die 
Betroffenen oftmals nur unzu-
reichende Antworten? Die 
WELT greift dieses Thema in 
ihrer Ausgabe vom 11. Februar 
2021 auf mit der Überschrift 
„Viele haben mehr erwartet als 
einen frischen Haarschnitt“. 
Die Opposition im Bundestag 
hat die Beschlüsse von Bund 
und Ländern zur weitgehenden 
Verlängerung des Lockdowns 
bis zum 7. März kritisiert. „Vie-
le Menschen haben sich mehr 
erwartet als einen frischen 
Haarschnitt“, sagte der FDP-
Partei- und Fraktionschef 
Christian Lindner. Er warf der 
Bundesregierung erneut vor, 
den Bundestag nur unzurei-
chend an den Entscheidungen 
zu beteiligen. „Nur den Friseu-
ren eine Öffnung zu erlauben 
ist total willkürlich“, sagte FDP-
Fraktionsvize Stephan Thomae 
der WELT. „Man will der Bevöl-
kerung ein Friedensangebot 
machen, damit jeder mal wie-
der seine Haare schneiden las-
sen kann. Aber so funktioniert 
die Gewährung von Grund-
rechten nicht.“ Richtig wäre es 
gewesen, so Thomae, die Öff-
nung der Betriebe an „sachli-
che Kriterien“ zu knüpfen. „Es 
gibt viele Geschäfte und Res-
taurants, die Schutzvorkehrun-
gen getroffen haben: Die Be-

treiber haben Lüftungsanlagen 
eingebaut, ihr Personal ge-
schult oder Desinfektionsti-
sche bereitgestellt. Sie weiter 
geschlossen zu halten, ist un
systematisch.“ Positiv sei hin-
gegen die Einigung, Lehrer und 
Erzieher prioritär zu impfen. 
„Offensichtlich hat man er-
kannt, dass der Bildungserfolg 
der Kinder unter der Pandemie 
nicht länger leiden darf. Man 
räumt den Ländern auch mehr 
Beinfreiheit bei der Frage der 
Schulöffnungen ein.“ FDP-Vize-
chef Kubicki warf Bundeskanz-
lerin Angela Merkel und den 
Regierungschefs der Länder ei-
nen „offenen Rechtsbruch“ vor. 
„Dass wir die Maßnahmen, die 
die Ministerpräsidentenkonfe-
renz für eine 200er-Inzidenz 
eingeführt hat, nahezu unver-
ändert bis zum Inzidenzwert 
von 35 beibehalten sollen, ist 
unverantwortlich und ein offe-
ner Rechtsbruch“, sagte der 
Bundestagsvizepräsident dem 
Redaktionsnetzwerk Deutsch-
land. Die verfassungsmäßigen 
Kompetenzen gerieten „kom-
plett unter die Räder“. Dass 
plötzlich die Ministerpräsiden-
tenkonferenz über die Impfrei-
henfolge befinden solle, sei 
„evident verfassungswidrig“, 
sagte Kubicki. „Dies gehört ein-
deutig in die Zuständigkeit des 
Bundestages.“  
� cm
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Wohlverdienter Ruhestand
Hausleitungen von Bundesbehörden wechseln 
auch in Corona-Zeiten – wenn auch nicht so feier-
lich wie zuvor üblich. So ging der Präsident des 
Bundesamtes für Justiz (BfJ), Heinz-Josef Friehe, 
zum Jahresende 2020 in den wohlverdienten  
Ruhestand.

Herr Friehe, der 1987 als Refe-
rent in das Bundesministerium 
der Justiz kam, ist seit 1989 
Mitglied im vbob. Von 1999 bis 
2003 war er Vorsitzender der 
Fachgruppe Bundeskanzler-
amt/Bundespräsidialamt; auch 
dem Personalrat des Bundes-
kanzleramtes gehörte er da-
mals an. Nach seiner Rückkehr 
in das Bundesministerium der 
Justiz leitete er in den Jahren 
2010–2011 auch die dortige 
Fachgruppe.

Das BfJ hat er am 1. Januar 
2012 als Präsident übernom-
men, damals mit 27 Referaten 
und circa 800 Beschäftigten. 
Heute arbeiten hier 1 250 Be-
schäftigte in 42 Referaten, ver-
teilt auf sieben Liegenschaften 
in Bonn, und das Amt wird wei-
ter wachsen.

Es war Herrn Friehe stets wich-
tig, das 2007 errichtete BfJ mit 
seinen zahlreichen Dienstleis-

tungen in der Öffentlichkeit 
besser bekannt zu machen.  
Der Europäische Tag der Justiz, 
Fachtagungen, Besuche aus-
ländischer Delegationen, der 
Tag der offenen Tür der Bun-
desregierung, der Deutsche 
Präventionstag, Vorträge über 
das BfJ halten, all das hat er 
sehr gerne gemacht. Das Ver-
fahren zur Online-Beantragung 
von Führungszeugnissen hat er 
2015 in Hannover auf der  
CeBIT vorgestellt. Bei der Ent-
wicklung und Einführung der 
E-Akte Bund war das BfJ Mas-
terpilot; daher konnte Herr 
Friehe im Dezember 2018 den 
ersten Vorgang öffnen, der in 
der gesamten Bundesverwal-
tung mit der E-Akte Bund an-
gelegt wurde.

Nachdem die vbob Mitglieder 
des BfJ zunächst zur Fachgrup-
pe des Bundesministeriums 
der Justiz gehörten, führte der 
Personal- und Mitgliederzu-

wachs 2015 dazu, dass eine ei-
gene Fachgruppe gebildet wer-
den konnte. Natürlich gehörte 
auch Herr Friehe zu den Grün-
dungsmitgliedern der Fach-
gruppe 60 im BfJ. Er hat an vie-
len Mitgliederversammlungen 
und Veranstaltungen der Fach-
gruppe teilgenommen. Die Ge-
spräche mit ihm waren immer 
sehr angenehm und er wird 
hoffentlich auch als Pensionär 
an der einen oder anderen Ver-
anstaltung teilnehmen.

Der Vorsitzende der Fachgrup-
pe, Stephan Strecke, verabschie-
dete den Herrn Präsidenten als 
langjähriges vbob Mitglied vor 
Weihnachten coronakonform in 
einem kurzen persönlichen Ge-
spräch und überreichte ihm im 

Namen der Fachgruppe ein klei-
nes Abschiedspräsent.

Neue Präsidentin des Bundes-
amtes für Justiz ist Frau Veroni-
ka Keller-Engels, die wir an  
dieser Stelle recht herzlich be-
grüßen. Den Amtswechsel voll-
zog die Bundesministerin der 
Justiz und für Verbraucher-
schutz, Frau Lambrecht, am  
7. Januar 2021 im Ministerium 
in Berlin. Coronabedingt konn-
te die Feier nur in einem sehr 
kleinen Rahmen stattfinden. 
Sie wurde aber in einem Video 
festgehalten, sodass alle Kolle-
ginnen und Kollegen des BfJ 
das Geschehen virtuell nach-
verfolgen konnten.

� St. Strecke
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Im Dialog mit …

dbb Vize Volker Geyer,  
Fachvorstand Tarifpolitik
Im Gespräch zwischen Frank Gehlen und dbb Vize 
Volker Geyer drehte es sich um die Frage, wie der 
vbob sich nach Einschätzung von Volker Geyer in den 
Fragen des Tarifbereichs künftig einbringen sollte. 

Neben der Tatsache, dass sich-
der vbob im Rahmen der pan-
demiebedingt zurückhaltend 
geplanten Streikmaßnahmen 
der letzten Tarifrunde Bund 
mit einem eigenen Aktionstag 

eingebracht hat, standen Fra-
gen der Mobilisierungsbereit-
schaft im Vordergrund der an-
geregten Diskussion. Frank 
Gehlen betonte die Absicht des 
Bundesvorstandes, im Bereich 

des Tarifrechts 
Schwerpunkte 
zu setzen, und 
wies darauf 
hin, dass der 
vbob nunmehr 
unter Leitung der stellvertre-
tenden Bundesvorsitzenden 
Claudia Goeke ein Kompetenz-
team aus Mitgliedern des vbob 
zum Thema Tarifrecht einge-
richtet hat. Eine Einladung zur 
Teilnahme an einer Sitzung des 

Kompetenzteams in der zwei-
ten Jahreshälfte nahm Volker 
Geyer an. Die Verabredung 
zum weiteren Austausch mit 
den Tarifexpertinnen und Tarif-
experten des vbob rundete das 
Gespräch ab.� fg
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